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Langtext

Tenor
1. Das Versäumnisurteil vom 14.09.2016 wird aufgehoben.

2. Die Beklagten werden als Gesamtschuldner verurteilt, an die Klägerin zu 1.) 22.455,83 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen
Basiszinssatz auf 3.799,00 € seit dem 8.5.2015 und auf 8.051,21 € seit dem 03.11.2017, auf 1.405,34 € seit dem 11.07.2015, auf 9.200,28 € seit dem
09.04.2016 zu zahlen.

3. Es wird festgestellt, dass die Beklagten als Gesamtschuldner verpflichtet sind, den Klägern zu 1.) und zu 2.) alle materiellen und immateriellen Schäden, die
ihnen aus der Gesundheitsgefährdung, die durch den Asbestkontakt in den Mieträumen in 23… bereits entstanden sind bzw. als Spätfolgen noch entstehen
werden, zu ersetzen, soweit die Ansprüche nicht auf einen Sozialversicherungsträger oder andere Dritte übergegangen sind.

4. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

5. Die Klägerin wird verurteilt, das Haus … in …, bestehend aus drei Zimmern nebst Küche, Diele, Bad, Nebenraum, vier Kellerräumen, einem Bodenraum so-
wie Garten zu räumen und an die Beklagten als Gesamtschuldner herauszugeben.

6. Die Klägerin zu 1.) wird verurteilt, an die Beklagten als Gesamtgläubiger 2.960,00 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz
jährlich aus jeweils 740,00 € seit dem 3.8.2016, 5.9.2016, 6.10.2016 und 4.11.2016 zu zahlen.

7. Die Klägerin zu 1.) wird verurteilt, an die Beklagten als Gesamtgläubiger vorgerichtlich angefallene Rechtsanwaltskosten in Höhe von 989,13 € zu zahlen.

8. Im Übrigen wird die Widerklage abgewiesen.

9. Von den Gerichtskosten tragen die Klägerin zu 1.) 67% und die Beklagten als Gesamtschuldner 33%. Die Klägerin zu 1.) trägt 67% der außergerichtlichen
Kosten der Beklagten. In diesem Umfang trägt die Klägerin zu 1) auch die außergerichtlichen Kosten des Streithelfers. Im Übrigen trägt der Streithelfer seine
außergerichtlichen Kosten selbst. Die Beklagten als Gesamtschuldner tragen 33% der außergerichtlichen Kosten der Klägerin zu 1.) sowie die aussergerichtli-
chen Kosten des Klägers zu 2.). Im Übrigen tragen die Parteien ihre Kosten selbst.

10. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar, hinsichtlich des Tenor zu 2.) sowie zu 6.) jedoch nur gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110% des jeweils zu voll-
streckenden Betrages. Hinsichtlich des Tenors zu 7), 9) bleibt es dem jeweiligen Vollstreckungsschuldner nachgelassen, die Vollstreckung durch Sicherheits-
leistung in Höhe von 110 % des gegen ihn aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages abzuwenden, falls nicht der jeweilige Vollstreckungsgläubiger vor der
Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet. Hinsichtlich des Tenors zu 5) bleibt es der Klägerin zu 1.) nachge-
lassen, die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe von 14.000,00 € abzuwenden, falls nicht die Beklagten vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher
Höhe leisten.

Tatbestand
Die Parteien streiten um mietvertragliche Ansprüche.

Die Klägerin zu 1.) und die Beklagten schlossen unter dem 28.1.2014 einen Mietvertrag über das Haus belegen … zu eigenen Wohnzwecken und Betrieb einer Arzt-
praxis. Nach § 5 des Mietvertrages sollte die Miete monatlich, spätestens bis zum 3. Werktag eines Monats im Voraus zu zahlen sein. Die Miete sollte 690,00 € betra-
gen zuzüglich einer Vorauszahlung für Heiz- und Warmwasserkosten in Höhe von 50,00 €. Wegen der Einzelheiten wird auf den Mietvertrag vom 28.1.2014 (Bl. 5
d.A.) Bezug genommen.

In dem Mietobjekt befand sich ein Lüftungsschacht aus asbesthaltigem Material und ein Kachelofen mit asbesthaltigen Bauteilen.

Mit Schreiben vom 8.8.2014 erklärte die Klägerin gegenüber den Beklagten, sie zeige Mängel des Mietobjektes an unter Hinweis darauf, dass aufgrund zahlreicher
Mängel Mietminderungsansprüche dem Grunde nach geltend gemacht und die Zahlung des Mietzinses unter dem Vorbehalt der Rückforderung erfolge. Wegen der
Einzelheiten wird auf das Schreiben vom 8.8.2014 (Bl. 223 d.A.) Bezug genommen.

Im Dezember 2014 beauftragten die Beklagten den Streithelfer mit der Renovierung jeweils eines Badezimmers im Erdgeschoss und im Untergeschoss des Hauses.
Die Arbeiten begannen am 19.1.2015 im Kellergeschoss des Hauses.

Mit Schreiben vom 17.1.2015 erklärte die Klägerin gegenüber den Beklagten, sie melde folgende Mängel an:

- Ummantelung Rohre aus lungengängigen Fasern

- Abluftschächte vermutlich auch aus lungengängigen Fasern

- Wandhalterungen des Heizungskörpers im EG Bad sind nicht fest

- Vorlaufhahn defekt, Stift klemmt.

Wegen der Einzelheiten wird auf das Schreiben vom 17.1.2015 (Bl. 42 d.A.) Bezug genommen.

Mit Schreiben vom 21.1.2015 erklärten die Beklagten gegenüber der Klägerin, was sie mit der Ummantelung der Rohre und den Abluftschächten meine verstünden
sie nicht. Da es Einbauten seien und auch nicht verändert würden, gehe von den Rohren und den Schächten keine gesundheitliche Gefahr aus. Wegen der Einzelhei-
ten wird auf das Schreiben vom 21.1.2015 (Bl. 43 d.A.) Bezug genommen.

Am 22.1.2015 legten die Beklagten fest, dass ein Lüftungsschacht unter der Kellerdecke beseitigt werden soll, um mehr Deckenhöhe zu erreichen und erteilten dem
Streithelfer hierzu den Auftrag. Am 13.2.2015 entfernten die Gesellen den Lüftungsschacht.

Der Lüftungsschacht bestand aus asbestfaserhaltigem Material. Im Keller wurden Asbestfasern freigesetzt. Es kam zur Asbestbelastung im Keller.

Die Klägerin veranlasste eine Prüfung des Lüftungsschachtes durch die … GmbH. Mit Prüfbericht vom 25.2.2015 bestätigte die … GmbH den Verdacht auf Asbest.
Wegen der Einzelheiten wird auf den Prüfbericht vom 25.3.2015 (Bl. 14 d.A.) Bezug genommen.

Die Beklagten schalteten den Sachverständigen Herrn B… ein. Am 2.3.2015 erteilten die Beklagten Herrn B… den schriftlichen Auftrag.

Am 9.3.2015 gab die Klägerin die Nutzung des Mietobjektes auf und mietete ein Doppelzimmer mit Gäste-WC im Hotel … an. Für die Unterbringung im Hotel … vom
9.3 bis 28.3.2015 wandte die Klägerin 3.249,00 € auf. Für die Zeit vom 28.3. bis zum 2.4.2015 mietete die Klägerin 2 Zimmer im Hotel …. Hierfür entstanden Kosten
in Höhe von 550,00 €. Ab dem 2.4.2015 mietete die Klägerin eine Übergangswohnung. Für die Ersatzwohnung … bis zum 30.06.2015 wandte die Klägerin zu 1)
2.700,00 € auf. Die Differenz zu der streitgegenständlichen Miete betrug 480,00 €.

Hinsichtlich einer Ersatzwohnung in … vom 1.7. bis 30.10.2015 beträgt Differenz zu der vereinbarten Miete 236,00 €. Ab dem 1.11.2015 bezog die Klägerin zu 1) ein
Mietobjekt, für welches sie eine Kaltmiete in Höhe von 690,00 € aufwandte. Die Differenz zur vereinbarten Miete beträgt 160,00 €.

Der Kläger zu 2.) lebte gemeinsam mit seiner Mutter, der Klägerin zu 1.), bis zum Auszug am 9.3.2015 in den streitgegenständlichen Mieträumen. Der Kläger zu 2.)
war zu diesem Zeitpunkt Schüler.

Mietzins und Nebenkostenvorauszahlungen für den Monat März 2015 in Höhe von 740,00 € hatte die Klägerin an die Beklagten im Voraus gezahlt.

Herr B… war am 6.3.2015 vor Ort, brachte an der Kellertür ein Warnschild an und nahm in den Wohnräumen Abklatschproben. Herr B… teilte der Klägerin mit, dass
er den Keller mit mehrfachem Luftaustausch reinigen lassen wolle und danach eine Luftraummessung erfolgen solle. Im Anschluss daran solle dieses Prozedere mit
den Wohnräumen geschehen. Die Klägerin hatte vor Beginn der Arbeiten den Kellerzugang mit handelsüblicher Malerfolie und Klebeband verschlossen. Herr B… er-
griff weitere Abdichtungsmaßnahmen.

Mit Schreiben der Haus und Grund vom 19.3.2015 ließen die Beklagten der Klägerin mitteilen, dass ihnen daran gelegen sei, die Asbestproblematik schnellstmöglich
zu beseitigen. Geplant seien umfangreiche Sanierungsarbeiten mit einer Dauer von mindestens sechs Monaten. Wegen der Einzelheiten wird auf das Schreiben vom
19.3.2015 (Bl. 237 d.A.) Bezug genommen.

Mit Schreiben vom 20.3.2015 ließ die Klägerin den Beklagten mitteilen, dass die Klägerin aufgrund drohender Gesundheitsgefährdung vorübergehend in ein Hotel ge-
zogen sei. Wegen der Einzelheiten wird auf das Schreiben vom 20.3.2015 (Bl. 94 d.A.) Bezug genommen.

Mit Schreiben vom 31.03.2015 teilten die Beklagten mit, eine Ferienwohnung für die Klägerin angemietet zu haben. Wegen der Einzelheiten wird auf das Schreiben
vom 31.03.2015 (Bl. 72 d.A.) Bezug genommen.

Mit Schreiben vom 22.6.2015 forderte die Klägerin die Beklagten auf, mitzuteilen, welche Maßnahmen zur Asbestsanierung wann ausgeführt werden sollen und was
mit den Praxisgerätschaften, Möbeln und Haushaltsgegenständen der Klägerin während der Arbeiten passieren solle. Wegen der Einzelheiten wird auf das Schreiben
vom 22.6.2016 (Bl. 83 d.A.) Bezug genommen.

Für Strom wandte die Klägerin für den Zeitraum 01.03.2015 bis 15.05.21016 monatlich 7,08 € für 2015, 9,50 € für 2016, für den Zeitraum 113,55 € für das streitgegen-
ständliche Objekt auf, für Wasser 2,79 € monatlich, insgesamt 40,46 € und für Schmutzwasser 8,00 € monatlich, insgesamt 116,00 €.

Für das streitgegenständliche Objekt beauftragte die Klägerin einen Winterdienst. Für den Winter 2014/15 fielen Kosten von 55,17 € an. Für den Winter 2015/16 fiel
ein Betrag in Höhe von 202,30 € an.

Aufgrund des zweifachen Umzuges veranlasste die Klägerin zu 1.) zwei Nachsendeaufträge bei der Deutschen Post, für die die Klägerin je 34,90 € aufwand. Für eine
Verlängerung fielen 23,00 € an, für zwei Umzüge je 19,90 €, für eine Verlängerung 12,00 €, insgesamt 144,60 €.

Bei dem Auszug am 9.3.2015 ließ die Klägerin ihre gesamte Praxisausstattung zurück. Die Klägerin zu 1.) hat Ersatzbeschaffungen getätigt und macht insofern einen
Betrag in Höhe von 8.460,24 € geltend. Die Klägerin ist als Ärztin nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt.

Die Klägerin zu 1.) schaltete im März 2015 Anzeigen in den Zeitungen „Lübecker Nachrichten“ und „Der Reporter“ für die Suche nach einem Praxisraum. Die Klägerin
zu 1.) hat insofern Kosten in Höhe von 29,75 € und 89,96 € aufgewandt. Für die Untersuchung durch die … GmbH fielen Kosten in Höhe von 83,30 € an.

Für Anzeigen hinsichtlich der Fortsetzung des Praxisbetriebes in Ersatzwohnungen wandte die Klägerin zu 1) 2.677,50 € auf.

Für die seitens der Klägerin zu 1.) in Auftrag gegebene Untersuchung des Gefährdungspotenzials durch Asbest durch den öffentlich bestellten und vereidigten Sach-
verständigen … stellte dieser der Klägerin zu 1.) mit Rechnung vom 9.11.2015 einen Betrag in Höhe von 650,00 € in Rechnung, Materialproben 170,00 €.

Die Klägerin zu 1) macht durch den Asbestvorfall verursachte Anwaltskosten geltend in Höhe von 4.537,56 €.

Die Klägerin macht Kosten für einen mobilen Internet USB-Stick für eine Ersatzwohnung Mai 2015 in Höhe von 54,95 € und für eine Notebook Flat für die Zeit von
Juni bis Oktober 2015 in Höhe von 124,95 € geltend.

Die Klägerin zu 1) macht GEZ-Gebühren hinsichtlich der Ersatzwohnung für den Zeitraum April bis Oktober 2015 in Höhe von 122,50 € geltend.

Die Beklagten gaben einen Prüfbericht bei der Sachverständigen Dipl.-Ing. HU M… GmbH in Auftrag.

Im Verfahren Landgericht Lübeck Aktenzeichen 1 S 3/16 schlossen die Klägerin zu 1.) und die Beklagten am 6.5.2016 einen Vergleich mit u.a. folgendem Inhalt:

1. Die Beklagte verpflichtet sich, die fachgerechte Asbestsanierung durch die Kläger bzw. durch die von den Klägern beauftragten Sachverständigen und
Handwerksunternehmen in dem Objekt … in einem Zeitraum von drei Monaten, gerechnet ab Anfang nächster Woche, zu dulden.

2. Im Gegenzug verpflichten sich die Kläger zur fachgerechten Asbestsanierung des von der Beklagten gemieteten Objektes. Entsprechende Messprotokolle
über die Asbestfreiheit werden nach Abschluss der Sanierungsarbeiten der Beklagten zur Verfügung gestellt.

...“

Wegen der Einzelheiten wird Bezug genommen auf das als Anlage K42 zur Akte gelangte Protokoll vom 6.5.2016 (Bl. 437 d.A.).

Nach Abschluss des Vergleichs begannen die Beklagten mit der Sanierung. Mit Schriftsatz vom 19.7.2016, zugestellt an den Klägervertreter, teilten die Beklagten mit,
dass der Lüftungsschacht vollständig entfernt sei, der Kachelofen im Wohnzimmer und der zugehörige asbestzementhaltige Warmluftschacht abgebaut seien und der
Asbest-Sachverständige Dr. N… eine erste Raumluftfreimessung nach Abschluss der Sanierungsarbeiten im Kellergeschoss am 31.5.2016 durchgeführt habe und
festgestellt habe, dass nach den Ergebnissen der Asbestmessung davon auszugehen sei, dass im gesamten Gebäude keine nachhaltige Asbestbelastung aufgrund
der vorangegangenen Arbeiten nachzuweisen sei. Das Gebäude sei wieder frei nutzbar. Wegen der Einzelheiten wird auf die Ergebnismitteilung des Dr. N… vom
2.6.2016 (Bl. 343 f d.A.) Bezug genommen.

Dr. N… führte weitere Messungen am 18.6.2016 durch. Mit Ergebnismitteilung vom 21.6.2016 stellte er fest, dass nach den Ergebnissen der Asbestmessungen davon
auszugehen sei, dass im untersuchten Raum mit den gelagerten Gegenständen und Sachen keine Asbestbelastung aufgrund der vorangegangenen Arbeiten nachzu-
weisen sei. Wegen der Einzelheiten wird auf die Ergebnismitteilung des Dr. N… vom 21.6.2016 Bezug genommen. Nach nochmaliger Messung am 7.7.2016 erklärte
Dr. N… mit Schreiben vom 11.7.2016 die Bestätigung des Sanierungserfolges. Wegen der Einzelheiten wird auf die Bestätigung des Sanierungserfolges vom
11.7.2016 (Bl. 347 d.A.) Bezug genommen.

Eine Herausgabe des Schlüssels erfolgte nicht.

Mit Datum vom 30.6.2016 erklärte der öffentlich bestellte und vereidigte Sachverständige T. N. im Auftrag der Klägerin zu 1.), im Hinblick auf einen Auftrag für die Er-
mittlung der Kosten für die Gegenstände, die durch Asbestfasern kontaminiert seien und nicht 100% dekontaminiert werden könnten, unter Zugrundelegung der sei-
tens der Klägerin zu 1.) übergebenen Inventarliste mit Einkaufspreisen und Überprüfung vor Ort ergäbe sich ein Gesamtwert der Gegenstände, die nicht einwandfrei
zu dekontaminieren seien in Höhe von 45.178,62 €. Für die Abnutzung der Gegenstände, die zu unterschiedlichen Zeiten angeschafft worden seien, werde ein mittle-
rer Abschlag in Höhe von 30% als Wertminderung vorgenommen. Insofern ergäbe sich ein Zeitwert von 31.625,03 €. Wegen der Einzelheiten wird auf das Schreiben
vom 30.6.2016 (Bl. 394 d.A.) Bezug genommen.

Für die Monate April und Mai 2015 sowie Juli 2015 bis November 2016 zahlte die Klägerin zu 1.) keine Mietzinsbeträge und keine Vorauszahlungsbeträge hinsichtlich
Nebenkosten.

Mit Schreiben vom 13.10.2016 erklärten die Beklagten gegenüber der Klägerin zu 1.) die fristlose Kündigung, hilfsweise außerordentlich mit gesetzlicher Frist mit der
Begründung, die Klägerin zu 1.) sei mit der Zahlung der Miete in einem Zeitraum, der sich auf mehr als zwei Termine erstrecke, in Verzug und die Klägerin zu 1.) habe
das Vertrauensverhältnis so nachhaltig zerrüttet, dass es auch unter Berücksichtigung der Interessen der Klägerin zu 1.) den Beklagten nicht zuzumuten sei, das Miet-
verhältnis fortzusetzen. Wegen der Einzelheiten wird auf das Schreiben vom 13.10.2016 (Bl. 453 d.A.) Bezug genommen.

Mit Schriftsatz vom 22.11.2016 (Bl. 445 d.A.) erklärte der Beklagtenvertreter, er wiederhole die Kündigung vom 13.10.2016 unter Einbeziehung des Zahlungsrückstan-
des für den Monat November 2016.

Die Klägerin zu 1.) leistete für die Monate April 2017 bis Januar 2018 keine Zahlungen an die Beklagten.

Mit Schriftsatz vom 17.1.2018 (Bl. 1159 d.A.) erklärt der Klägervertreter die fristlose Kündigung wegen Zahlungsverzuges.

Die Klägerin zu 1.) behauptet, am 13.2.2015 seien Teile des Lüftungsschachtes mit offenen Schnittstellen ohne weitere Schutzvorkehrungen entfernt worden; am 5.
und 6.3.2015 sei der von den Beklagten beauftragte Sachverständige Herr B… erschienen, welcher der Klägerin zu 1.) den Zutritt zum Keller untersagt habe, den Ka-
chelofen abgeklebt habe sowie veranlasst habe, dass vorhandene Kelleröffnungen zum Erdgeschoss abgedichtet wurden; am 9.3.2015 habe Herr B… der Klägerin
bestätigt, dass in den gesamten Mieträumen eine Gesundheitsgefahr wegen Asbestbelastung bestehe; aufgrund der sich nach Entfernung des Schachtes ergebenen
glatten Schnittkante läge eine Entfernung mittels eines Winkelschleifers nahe; es lasse sich nur mutmaßen, wohin sich die zwangsläufig mit Asbestfasern durchsetzte
Luft überall hin verteilt habe; es sei jedenfalls sehr wahrscheinlich, dass neben dem Kellergeschoss auch im Rest des streitgegenständlichen Mietobjektes die Raum-
luft mit Asbestfasern in einer gesundheitsbedenklichen Konzentration belastet gewesen sei; zumindest sei dies nicht sicher auszuschließen; am 6.3.2015 habe Herr
B… von der Klägerin die Zustimmung dafür verlangt, dass der Hausrat der Klägerin auf die Terrasse ausgelagert werden sollte; sie habe dann Herrn B… eine SMS
geschickt mit folgendem Inhalt: „Hallo Herr B…, habe hin und her überlegt wegen den Sachen im Keller. Bevor wir uns Gedanken über die Lagerung machen, sollten
wir feststellen, ob diese kontaminiert sind oder nicht. Dann bleiben nur zwei Maßnahmen übrig, nämlich: 1. Bei Kontaminierung Müllcontainer, 2. Bei nicht Nichtkonta-
minierung trockener abschließbarer Lagercontainer. Mehr Möglichkeit gibt es für mich nicht. Keinesfalls werden meine Sachen auf Paletten auf der Terrasse gelagert.
Mit freundlichen Grüßen … P.S.: Bitte die Asbestunbedenklichkeitsbescheinigung am Dienstag mitbringen.“; am 9.3.2015 habe sie diese Entscheidung Herrn B…
auch noch einmal telefonisch mitgeteilt; in diesem Telefonat habe Herr B… angegeben, dass in allen Räumen eine Gesundheitsgefahr wegen Asbestbelastung beste-
he und damit auch eine Gesundheitsgefahr für die Patienten der Klägerin bestehen würde; sie sei weder über Beginn, Verlauf noch Ende der Arbeiten durch Herrn
B… oder Herrn M… informiert worden. Die Klägerin zu 1.) behauptet, für die Ausgabe im März 2015 habe sie in dem Magazin „Strandblick“ eine Anzeige für ihre Pra-
xis unter der Adresse in den streitgegenständlichen Mieträumen geschaltet; kurzfristig habe sich die Anzeige auch nicht mehr kündigen lassen; für die nutzlose Anzei-
ge habe sie einen Betrag von 297,50 € aufwenden müssen; Asbestfasern könnten aus textilen Stoffen nicht mehr vollständig gelöst werden; die Beklagten hätten be-
reits vor dem Einzug der Klägerin in das Mietobjekt Kenntnis von dem Asbest gehabt; die Kündigung vom 13.10.2016 habe sie nicht erhalten.

Die Kläger behaupten, aufgrund des Kontaktes mit Asbestfasern in den streitgegenständlichen Mieträumen bestünde das Risiko, dass sie an Asbestose oder anderen
Folgekrankheiten wie zum Beispiel Lungenkrebs erkrankten; mögliche gesundheitliche Folgen einer Exposition mit Asbest hätten eine Latenzzeit, die in der Regel 10
Jahre betrage, im Einzelfall aber auch bis zu 40 Jahren betragen könne.

Nachdem die Kläger gegen das Versäumnisurteil vom 14.9.2016, durch welches die Klage abgewiesen wurde, zugestellt am 29.9.2016, am 12.10.2016 Einspruch
eingelegt haben, beantragen sie nunmehr,

1. Das Versäumnisurteil vom 14.9.2016 aufzuheben und

2. Die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurteilen, an die Klägerin zu 1.) 21.101,52 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Ba-
siszinssatz auf 3.799,00 € seit dem 8.5.2015 und auf 12.773,08 € seit Rechtshängigkeit zu zahlen.

3. Festzustellen, dass die Beklagten als Gesamtschuldner verpflichtet seien, den Klägerin zu 1.) und zu 2.) alle materiellen und immateriellen Schäden, die
ihnen aus der Gesundheitsgefährdung, die durch den Asbestkontakt in den Mieträumen in … bereits entstanden sind bzw. als Spätfolgen noch entstehen wer-
den, zu ersetzen, soweit die Ansprüche nicht auf einen Sozialversicherungsträger oder anderen Dritten übergegangen sind.

4. Festzustellen, dass die Klägerin zu 1.) berechtigt sei, aufgrund der in dem Wohnhaus in … vorhandenen beschädigten Asbestbauteile und der Asbestfaser-
exposition eine Mietminderung in Höhe von mindestens 25% ab Antragstellung bis zur Durchführung der erfolgreichen fachgerechten Abbrucharbeiten vorzu-
nehmen.

5. Die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurteilen, an die Klägerin zu 1.) einen Betrag von 31.625,03 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über
dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen.

6. Die Beklagten zu 1.) und zu 2.) zu verurteilen, die vollständige Privateinrichtung des Hauses … an die Klägerin zu 1.) nachweislich gereinigt herauszuge-
ben. Im Einzelnen sind dies:

Werkzeug         Spar-Kalkwandler BR

Werkzeug         Spar-Kalkwandler WT

Möbel         WC-Garnitur

Aufbewahrung         Kleiderbügel Garderobe, massiv

Aufbewahrung         Kleiderbügel Garderobe, massiv

Aufbewahrung         Kleiderbügel Garderobe, massiv

Möbel         WC-Sitz

Buch           Abitur Prüfungsaufgaben

Verbrauch         Soft Care Desinfektion, 150ml

Werkzeug         Insektenschutzgitter, 1,89 € x 3

Werkzeug         Insektenschutzgitter, IS-Gitter-Fenster

Body           Parfums, verschiedene

Elektrogerät         Waschmaschine, 10 kg

Elektrogerät         Kühlschrank

Elektrogerät         Zeitschaltuhr, WS

Gardine         Drahtüberfalle 80 m
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Gerät          CD Musik, 18 Stück

Software         Kaspersky, for Mac

Zeitschrift         GEO     

Zeitschrift         GEO Epoche

Zeitschrift         Spiegel Spezial

Elektrogerät         Versandkosten

7. Den Beklagten zur Herausgabe eine Frist von vier Wochen nach Rechtskraft des Urteils zu setzen, nach deren Ablauf die Klägerin zu 1. die Leistung ableh-
ne.

8. Die Beklagten zu verurteilen, nach fruchtlosem Fristablauf 32.000,00 e nebst 5 % Zinsen über dem Basiszinssatz seit Fristablauf zu zahlen.

9. Die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurteilen, an die Klägerin zu 1.) 2.000,00 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basis-
zinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen.

Die Beklagten beantragen,

die Klage abzuweisen.

Widerklagend beantragen die Beklagten,

1. die Klägerin zu verurteilen, das Haus …, bestehend aus 3 Zimmern nebst Küche, diele, Bad, Nebenraum, 4 Kellerräumen, 1 Bodenraum sowie Garten zu
räumen und an die Beklagten herauszugeben.

2. Die Klägerin zu verurteilen, an sie 14.060,00 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz jährlich aus jeweils 740,00 € seit dem
3.4.12015, 6.5.2015, 3.7.2015, 5.8.2015, 3.9.2015, 5.10.2015, 4.11.2015, 3.12.2015, 6.1.2016, 3.2.2016, 3.3.2016, 5.4.2016, 4.5.2016, 3.6.3016, 5.7.2016,
3.8.2016, 5.9.2016, 6.10.2016 und 4.11.2016 nebst vorgerichtlich angefallener Anwaltskosten in Höhe von 989,13 € zu zahlen.

Die Klägerin zu 1.) beantragt,

die Widerklage abzuweisen.

Die Beklagten behaupten, bei den Abbrucharbeiten sei für die Gesellen nicht erkennbar gewesen, dass der Lüftungsschacht asbesthaltig sein könnte; davon, dass in
dem Haus Asbest verbaut sein könnte, hätten auch die Beklagten keine Ahnung gehabt; seitdem der Befund bekannt geworden sei, hätten sich die Beklagten um Vor-
bereitung und Durchführung notwendiger Sanierung des Objektes bemüht; seit dem 6.3.2015 habe Herr B… die Klägerin zu 1.) bedrängt, ihn eine Feinstaubmessung
in den Wohnräumen durchführen zu lassen; entsprechende Termine, die anfänglich vereinbart worden seien, seien mehrfach durch die Klägerin abgesagt worden; die
Wohnräume seien nicht unbewohnbar geworden; der Wohnbereich sei nicht mit Asbestfasern kontaminiert; die Klägerin habe jegliche Kooperation mit den Beklagten
verweigert; selbst nachdem sie ausgezogen sei, habe sie weitere Untersuchungen zur Feststellung ggf. notwendigen Sanierungsaufwandes zu dulden verweigert; die
Klägerin habe den Beginn notwendiger Arbeiten verzögert, die Gesellen hätten den Lüftungsschacht abgebrochen; sie hätten dabei mit einem 500 g schweren Ham-
mer Bruchstellen im Lüftungsschacht erzeugt, die Bruchstücke in einem Eimer eingesammelt; Staub sei nur geringfügig angefallen; er habe sich jedenfalls nicht fort-
getragen, da im Kellergeschoss die Luft gestanden habe; sämtliche Öffnungen im Kellergeschoss seien verschlossen gewesen; in Bezug auf die Miete für April 2014
habe die Klägerin ohne Rückforderungsvorbehalt und in der eigenen Wahrnehmung zur Zahlung nicht verpflichtet gewesen zu sein, gezahlt; die Sanierung nebst Rei-
nigung wäre bereits Ende April 2015 abgeschlossen gewesen; Herr B… und Herr M… hätten mit der Klägerin am 6.3.2015 dezidiert den Ablauf der Sanierungsarbei-
ten besprochen und vereinbart, dass Mitarbeiter der … GmbH am 10.3.2015 um 7.00 Uhr mit dem Rückbau der asbestzementhaltigen Materialien beginnen und am
13.3.2015 um 13.00 Uhr damit abschließen sollten, damit der Sachverständige Dr. N… aus H…, beginnend am 13.3.2015 ab 13.00 Uhr und endend am 14.3.2015 um
14.00 Uhr eine Raumluftfreimessung durchführen könne; für den Fall, dass die Raumluftfreimessung nicht ergäbe, dass weitere Arbeiten erforderlich seien, habe das
Objekt am 14.3.2015 um 17.00 Uhr an die Klägerin zurückgegeben werden sollen; dabei sei nicht die Rede davon gewesen, dass irgendwelches Inventar der Klägerin
auf der Terrasse zwischengelagert werden sollte; die Sanierungsarbeiten seien abgeschlossen; die Wohnräume und deren Inventar seien nicht kontaminiert. Die Be-
klagten bestreiten mit Nichtwissen, dass die Klägerin Eigentümerin der herausverlangten Gegenstände ist. Die Beklagten bestreiten mit Nichtwissen, dass die seitens
der Klägerin angeschafften Gegenstände notwendig waren, um ihre Erwerbstätigkeit vorübergehend durchzuführen.

Wegen des weiteren Parteivorbringens wird Bezug genommen auf die wechselseitigen Schriftsätze nebst Anlagen sowie die Protokolle zur mündlichen Verhandlung
vom 9.12.2015 (Bl. 89 d.A.), 14.9.2016 (Bl. 359 d.A.), 14.6.2017 (Bl. 656 d.A.), 18.4.2018 (Bl. 1206 d.A.).

Die Beklagten haben Herrn D. M. als Inhaber der Einzelunternehmung … … den Streit verkündet. Der Streitverkündete ist dem Rechtsstreit auf Seiten der Beklagten
beigetreten. Auf Bl. 1158 d.A. wird Bezug genommen.

Entscheidungsgründe
Die Klage ist überwiegend zulässig und in dem sich aus dem Tenor ergebenden Umfang begründet.

Die Widerklage ist zulässig und in dem sich aus dem Tenor ergebenden Umfang begründet.

Der Einspruch ist zulässig und führt auch in der Sache überwiegend zum Erfolg.

Die Klage ist überwiegend zulässig.

Die Klage ist unzulässig, soweit die Klägerin zu 1) die Feststellung begehrt, dass sie berechtigt sei, aufgrund der vorhandenen beschädigten Asbestbauteile und der
Asbestfaserexposition eine Mietminderung in Höhe von 25% bis zur Durchführung der erfolgreichen fachgerechten Abbrucharbeiten vorzunehmen. Insofern fehlt es
an dem erforderlichen Feststellungsinteresse. Seitens der Beklagten ist mit der Widerklage nachfolgend eine Leistungsklage mit gleichem Streitgegenstand erhoben.
Aus dem Vorrang des Leistungsverfahrens folgt insofern, dass das rechtliche Interesse an der Feststellung entfällt, wenn eine auf Durchsetzung des Anspruchs ge-
richtete Leistungsklage erhoben wird und nicht mehr einseitig zurückgenommen werden kann.

Im Übrigen ist die Klage zulässig und in dem sich aus dem Tenor ergebenden Umfang begründet.

Der Klägerin zu 1) steht gegenüber den Beklagten als Gesamtschuldnern ein Anspruch auf Zahlung von 21.715,83 € zu. Dieser Anspruch folgt aus § 536 a Abs. 1 2.
Alt. BGB. Nach dieser Vorschrift kann der Mieter, entsteht ein Mangel i.S. des § 536 BGB wegen eines Umstandes, den der Vermieter zu vertreten hat, Schadenser-
satz verlangen.

Mit der Freisetzung von Asbestfasern im Keller liegt ein Mangel vor. Zwischen den Parteien ist unstreitig geblieben, dass durch Entfernung des Lüftungsschachtes im
Keller Asbestfasern freigesetzt wurden. Dabei kann dahinstehen, ob sich diese auch in den über dem Keller liegenden Wohnbereich ausbreiteten. Voraussetzung für
das Vorliegen eines Mangels des Mietobjektes ist das Vorliegen einer unmittelbaren Beeinträchtigung der Gebrauchstauglichkeit der Mietsache. Eine solche lag hier
vor. Im Keller wurden Asbestfasern freigesetzt. Bei Asbest gibt es keine Wirkungsschwelle. Jede Asbestfaser kann schon die Gesundheit beeinträchtigen. Daher ist
regelmäßig von einem Mangel auszugehen, da die Mietsache bei Asbestbelastung nur in der Befürchtung der Gefahrverwirklichung benutzt werden kann.

Im Hinblick auf die besondere Gefährlichkeit von Asbestfreisetzungen ist bereits die im Keller erfolgte Freisetzung von Asbestfasern geeignet, einen Mangel der Miet-
sache dahingehend zu begründen, dass eine Unbewohnbarkeit gegeben war.

Die Beklagten haben dies zu verschulden.

Zwar muss ein Laie ohne konkrete Anhaltspunkte nicht mit dem Austritt von Asbestfasern rechnen. Insofern kann dahinstehen, ob die Beklagten bereits beim Einzug
der Klägerin Kenntnis von der Asbesthaltigkeit des Lüftungsschachtes hatten. Denn ein konkreter Anhaltspunkt für die Beklagten ergab sich daraus, dass die Klägerin
zu 1.) mit Schreiben vom 17.1.2015 darauf hinwies, dass die Ummantelung der Rohre aus lungengängigen Fasern bestünden und vermutlich auch die Abluftschäch-
te. Den Beklagten war insofern die grundsätzliche Gefahr, dass bei den Arbeiten lungengängige Fasern austreten könnten, bewusst. Denn sie reagierten mit Schrei-
ben vom 21.1.2015 und teilten der Klägerin mit, dass sie nicht verstehen würden, was mit der Ummantelung der Rohre und den Abluftschächten gemeint sei, da es
Einbauten seien und diese auch nicht verändert werden würden, gehe von den Rohren und den Schächten keine gesundheitliche Gefahr aus. Demgegenüber erteil-
ten sie am 22.1.2015 den mit der Sanierung des Bades beauftragten Handwerkern den Auftrag, den Lüftungsschacht im Keller zu entfernen, ohne zu prüfen, was sich
hinter dem Lüftungsschacht verbarg.

Aufgrund ihrer Schadensersatzpflicht sind die Beklagten als Gesamtschuldner der Klägerin zu 1.) gegenüber verpflichtet, ihr die entstandenen Schäden zu ersetzen.

Danach sind die Beklagten verpflichtet, der Klägerin die Kosten zu ersetzen, die durch die Anmietung von Ersatzwohnraum angefallen sind. Zwischen den Parteien ist
insofern unstreitig geblieben, dass die Klägerin zu 1.) für die Unterbringung im Hotel „…“ vom 9.3 bis 28.3.2015 3.249,00 € aufwandte sowie für die Unterbringung
vom 28.3. bis zum 2.4.2015 im Hotel „…“ 550,00 € und für die Zeit vom 02.04.2015 bis 30.06.2015 2.700,00 €. Weiter ist zwischen den Parteien unstreitig geblieben,
dass die Klägerin zu 1.) zum in der Zeit vom 1.7.2015 bis zum 30.10.2015 einen monatlichen Differenzbetrag von 236,00 €, mithin 944,00 € zahlte und am 1.11.2015
ein Mietobjekt bezog, für welches sie eine Kaltmiete von 690,00 € aufwandte. Der Differenzbetrag von 160,00 € zu der zwischen den Parteien vereinbarten Miete ist
nach § 249 BGB für den Zeitraum bis Juli 2016, mithin 1440,00 € als Schadensersatz erstattungsfähig.

Soweit die Klägerin darüber hinaus einen weiteren Anspruch hinsichtlich der Ersatzwohnung ab dem Monat August 2016 und auf Zahlung von weiteren 2.000,00 €
hinsichtlich der Ersatzwohnung in Niendorf für die Zeit vom 1.9.2017 bis 1.4.2018 geltend macht, steht ihr der geltend gemachte Anspruch nicht zu. Ein solcher An-
spruch folgt nicht aus § 536 a Abs. 1 2. Altern. BGB. Die insofern darlegungs- und beweisbelastete Klägerin hat nicht nachgewiesen, dass das Mietobjekt in diesem
Zeitraum mangelbehaftet war. Die Klägerin kann sich insofern nicht darauf berufen, die Räume seien noch nicht wieder freigegeben. Dies ist nicht geeignet, einen
Mangel des Mietobjektes zu begründen. Die Klägerin hat hinsichtlich des geltend gemachten Zeitraums keine Umstände dargelegt, die geeignet wären, einen Mangel
des Mietobjektes zu begründen.

Die Beklagten haben entsprechend des zwischen den Parteien vor dem Landgericht Lübeck zum dortigen Aktenzeichen 1 S 3/16 geschlossenen Vergleichs nach
Durchführung von Sanierungsarbeiten der Klägerin Messprotokolle zur Verfügung gestellt. Die Beklagten haben mit Schriftsatz vom 19.7.2016 eine Ergebnismitteilung
des Dr. N… vom 2.6.2016, eine Ergebnismitteilung des Herrn Dr. N… vom 21.6.2016 sowie eine Bestätigung des Sanierungserfolges durch den Asbest-Sachverstän-
digen Dr. N… vom 11.7.2016 vorgelegt. Die insofern darlegungs- und beweisbelastete Klägerin legt nicht dar, dass auch nach diesem Zeitpunkt infolge der Freiset-
zung von Asbestfasern die Gebrauchstauglichkeit des Mietobjektes beeinträchtigt war.

Soweit die Klägerin zu 1.) das Mietobjekt aufgrund des bestehenden Mangels nicht nutzen konnte, sind auch die aufgewandten Beträge für Strom, Wasser/Abwasser
und Müllabfuhr im Rahmen des geltend gemachten Schadensersatzanspruchs erstattungsfähig. Zwischen den Parteien ist insofern unstreitig geblieben, dass die Klä-
gerin zu 1.) insofern insgesamt 270,01 € aufwandte.

Auch der seitens der Klägerin zu 1.) geltend gemachte Betrag im Hinblick auf die Beauftragung eines Winterdienstes in Höhe von insgesamt 257,47 € ist insofern er-
stattungsfähig. Ebenso wie die Kosten für Nachsendeaufträge in Höhe von 144,60 € sowie die Anzeigekosten in Höhe von 2797,21 € und die Kosten für die Einholung
des Gutachtens des Sachverständigen T. N. in Höhe von 650,00 €, Materialproben in Höhe von 170,00 € sowie die Untersuchung des Lüftungsschachtes in Höhe von
83,30 €.

Soweit die Klägerin zu 1.) geltend macht, für die Ausgabe März 2015 in dem Magazin „Strandblick“ eine Anzeige für ihre Praxis unter der Adresse der streitgegen-
ständlichen Mieträume geschaltet zu haben, steht der Klägerin zu 1.) der geltend gemachte Schadensersatzanspruch nicht zu. Die Klägerin zu hat nicht nachgewie-
sen, eine Anzeige für die Praxis unter der Adresse der streitgegenständlichen Mieträume geschaltet zu haben.

Soweit die Klägerin Schadensersatzbeträge geltend macht für den durch den Asbestvorfall verursachte Anwaltskosten steht ihr der geltend gemachte Anspruch nicht
zu. Insofern fehlt es bereits an hinreichend konkretem Tatsachenvortrag. Dies gilt auch, soweit die Klägerin Beträge geltend macht für einen mobilen Internet USB-
Stick für Ersatzwohnung, Notebook, Flat 1 x1 sowie GEZ-Gebühren.

Aufgrund ihrer Einstandspflicht sind die Beklagten als Gesamtschuldner der Klägerin zu 1) gegenüber verpflichtet, 8.460,24 € im Hinblick auf Ersatzbeschaffungen für
den Praxisbetrieb zu erstatten. Die Klägerin zu 1.) durfte die Ersatzbeschaffung i.S. des § 249 Abs. 2 BGB für erforderlich halten. Zu ersetzen ist der erforderliche
Geldbetrag, d.h., die Aufwendungen die ein verständlicher, wirtschaftlich denkender Mensch in der Lage des Geschädigten für zweckmäßig und notwendig halten
durfte. Im Hinblick auf die Gefährlichkeit der Freisetzung von Asbestfasern und den Umstand, dass die Klägerin die in Bezug genommenen Gegenstände zum Fortbe-
trieb ihrer Praxis anschaffte, durfte die Klägerin die Ersatzbeschaffung für erforderlich halten.

Dem steht im Hinblick auf den für einen Laptop für Patientendaten, Untersuchung geltend gemachten Betrag nicht entgegen, dass es sich insofern nach Darlegung
der Klägerin zu 1.) vorher um ein Leihgerät handelte. Soweit ihr dies aufgrund der Freisetzung von Asbestfasern für ihre Praxistätigkeit nicht zur Verfügung stand durf-
te sie eine Ersatzbeschaffung für erforderlich halten.

Ein Abzug Neu für Alt ist insofern nicht vorzunehmen. Insoweit kann dahinstehen, ob die Schadensbeseitigung eine Vermögensmehrung bewirkt. Ein Vorteilsaus-
gleich wäre vorliegend im Hinblick auf die Gefährlichkeit der Freisetzung von Asbestfasern und den Umstand, dass die Klägerin die in Bezug genommenen Gegen-
stände zum Fortbetrieb ihrer Praxis anschaffte nicht zumutbar.

Die Klägerin zu 1.) hat auch hinsichtlich der geltend gemachten Beträge für angemieteten Ersatzwohnraum nicht ihre Schadensminderungspflicht verletzt, § 254 BGB.
Die insofern darlegungs- und beweisbelasteten Beklagten haben keine Umstände nachgewiesen, aus denen sich eine Verletzung einer Schadensminderungspflicht
ergeben könnte. Die Beklagten können sich insofern nicht darauf berufen, der Klägerin ein günstigeres Ersatzquartier angeboten zu haben. Soweit die Beklagten der
Klägerin mit Schreiben vom 31.3.2015 mitteilten, eine Ferienwohnung für die Klägerin angemietet zu haben, ist dies nicht geeignet, eine Verpflichtung der Klägerin
zum Bezug eines günstigeren Ersatzquartiers zu begründen. Das Angebot einer angemessenen Ersatzunterbringung ergibt sich hieraus nicht.

Die Beklagten können sich auch nicht darauf berufen, ihnen stünde ein Zurückbehaltungsrecht zu, da die Klägerin in vorwerfbarer Weise verweigert und vereitelt
habe, die Vorbereitung und Durchführung der notwendigen Sanierung zu dulden. Insofern kann dahinstehen, ob die Klägerin die Durchführung der Sanierung vereitel-
te. Denn auch dies zugrunde gelegt, wäre dies nicht geeignet, ein Zurückbehaltungsrecht der Beklagten zu begründen. Unter Zugrundelegung des Beklagtenvortra-
ges erfolgte inzwischen eine Sanierung.

Der insofern geltend gemachte Zinsanspruch steht der Klägerin gegenüber den Beklagten als Gesamtschuldnern in dem sich aus dem Tenor ergebenden Umfang un-
ter dem Gesichtspunkt des Verzuges gem. § 280, 286 BGB bzw. als Prozesszinsen nach § 291, 288 BGB zu.

Der Klägerin steht gegenüber den Beklagten als Gesamtschuldnern ein Anspruch auf Erstattung von 740,00 € zu. Dieser Anspruch folgt aus § 812 Abs. 1 S. 1 1. Alt.
BGB. Die Beklagten haben die gezahlten Mietzinsbeträge für den Monat Juni 2015 in Höhe von 740,00 € ohne rechtlichen Grund erhalten. Die Miete war gem. § 536
BGB gemindert. Aufgrund des Austritts von Asbestfasern im Keller des Mietobjekts war die Tauglichkeit des Mietobjekts zum gewöhnlichen Gebrauch aufgehoben.

Ein darüber hinausgehender Anspruch steht der Klägerin zu 1) insofern nicht zu. Zwischen den Parteien ist unstreitig geblieben, dass eine Zahlung von Miete für den
Monat April 2015 nicht erfolgte.

Der insofern geltend gemachte Zinsanspruch steht der Klägerin gegenüber den Beklagten als Gesamtschuldnern gemäß § 291, 288 BGB zu.

Den Klägern steht ein Anspruch gegen die Beklagten zu, festzustellen, dass die Beklagten als Gesamtschuldner verpflichtet sind, den Klägern alle materiellen und
immateriellen Schäden, die ihnen aus der Gesundheitsgefährdung, die durch den Asbestkontakt entstanden sind bzw. als Spätfolgen noch entstehen werden zu er-
setzen, soweit die Ansprüche nicht auf einen Sozialversicherungsträger oder andere Dritte übergegangen sind. Das erforderliche Feststellungsinteresse folgt aus
§ 256 ZPO. Ein Interesse an der Feststellung einer Ersatzpflicht für künftige Schadensfolgen ist zu bejahen, wenn die Möglichkeit besteht, dass solche Schäden ein-
treten. Zwischen den Parteien ist unstreitig geblieben, dass beide Kläger sich nach Freisetzen der Asbestfasern im Keller des Mietobjektes sich noch im Mietobjekt
aufgehalten haben. Aufgrund der Gesundheitsgefährlichkeit, welche von freigesetzten Asbestfasern ausgeht, genügt für die Bejahung des Feststellungsinteresses die
Möglichkeit künftiger Schäden.

Der Klägerin zu 1.) steht gegenüber den Beklagten kein Anspruch auf Zahlung von 31.625,03 € hinsichtlich nicht dekontaminationsfähigen Hausrats zu. Ein solcher
Anspruch folgt nicht aus § 536 a Abs. 1 2. Alt. BGB. Trotz entsprechenden gerichtlichen Hinweises hat die insofern darlegungs- und beweisbelastete Klägerin zu 1)
hinsichtlich ihrer Behauptung, die geltend gemachten Hausratgegenstände seien mit Asbestfasern kontaminiert und nicht zu 100% dekontaminationsfähig, Beweis
nicht angeboten. Insofern fehlt es auch bereits an hinreichend konkretem Tatsachenvortrag zu den einzelnen Gegenständen. Soweit Beweis angeboten wird für die
Behauptung, selbst nach mehrfachem Waschen blieben kontaminierte Textilasbestfasern erhalten, durch Vernehmung des Zeugen Dr. N…, war Beweis nicht zu erhe-
ben. Eine Beweisaufnahme käme insofern einer Ausforschung gleich. Soweit im Hinblick auf die Behauptung, die Besonderheit bei Asbestfaserkontakt mit textilen
Stoffen bestehe darin, dass die Fasern aus den Stoffen nicht mehr vollständig zu lösen seien, Beweis angeboten wird durch Einholung eines Sachverständigengut-
achtens, war Beweis nicht zu erheben. Auch insofern käme eine Beweisaufnahme einer Ausforschung gleich. Beweis im Hinblick auf die einzelnen geltend gemach-
ten Gegenstände ist nicht angeboten.

Mangels Bestehens des insofern geltend gemachten Hauptsacheanspruchs steht der Klägerin gegenüber den Beklagten als Gesamtschuldnern auch der geltend ge-
machte Zinsanspruch nicht zu.

Der Klägerin zu 1.) steht gegen die Beklagten kein Anspruch auf nachweislich gereinigte Herausgabe der vollständigen Privateinrichtung zu. Ein solcher Anspruch
folgt nicht aus § 985 BGB. Die insofern darlegungs- und beweisbelastete Klägerin zu 1.) hat nicht nachgewiesen, dass sich die Beklagten im Besitz der geltend ge-
machten Gegenstände befinden. Besitz ist die Erlangung der tatsächlichen Gewalt über eine Sache. Zwischen den Parteien ist unstreitig geblieben, dass sich die gel-
tend gemachten Gegenstände in dem Mietobjekt befinden. Soweit die Klägerin den Beklagten für die Durchführung der Sanierung Schlüssel für das Mietobjekt aus-
händigte, führt dies nicht zu einer Besitzerlangung seitens der Beklagten. Voraussetzung für die Besitzerlangung ist das Vorliegen eines Besitzbegründungswillen. Die
Erlangung der tatsächlichen Gewalt muss von nach außen erkennbarem Sachherrschaftswillen getragen sein. Einen Besitzbegründungswillen der Beklagten hat die
insofern darlegungs- und beweisbelastete Klägerin nicht dargelegt.

Mangels Bestehens des geltend gemachten Herausgabeanspruchs steht der Klägerin zu 1.) gegenüber den Beklagten auch kein Anspruch darauf zu, den Beklagten
zur Herausgabe eine Frist von vier Wochen nach Rechtskraft des Urteils zu setzen.

Mangels Bestehens des Anspruchs auf Fristsetzung steht der Klägerin zu 1.) gegenüber den Beklagten auch für den Fall eines fruchtlosen Fristablaufs kein Anspruch
auf Zahlung von 32.000,00 € nebst geltend gemachten Zinsanspruchs zu.

Die Widerklage ist zulässig und in dem sich aus dem Tenor ergebenden Umfang begründet.

Den Beklagten steht gegenüber der Klägerin zu 1.) ein Anspruch auf geräumte Herausgabe des Hauses … zu. Dieser Anspruch folgt aus § 546 Abs. 1 BGB. Das zwi-
schen den Parteien bestehende Mietverhältnis wurde durch fristlose Kündigung seitens der Beklagten, ausgesprochen mit Schriftsatz vom 22.11.2016, beendet. Ein
wichtiger, zur fristlosen Kündigung des Mietverhältnisses berechtigender Grund i.S. des § 543 Abs. 2 Nr. 3 b BGB lag vor. Die Klägerin befand sich mit der Zahlung
der Miete in einem Zeitraum, der sich über mehr als zwei Termine erstreckte, in Verzug. Zwischen den Parteien ist unstreitig geblieben, dass die Klägerin zu 1) im
April und Mai 2015 sowie für den Zeitraum Juli 2015 bis November 2016 keine Mietzinszahlungen leistete.

Die Klägerin hat für die Zeit ab August keine Umstände substantiiert dargelegt, die geeignet wären, einen Mangel des Mietobjekts und eines Minderung des Mietzin-
ses zu begründen. Die Klägerin kann sich jedenfalls ab dem Monat August 2016 nicht darauf berufen, die Miete sei aufgrund der Freisetzung von Asbestfasern im
Keller des Mietobjektes zu 100% gemindert. Die insofern darlegungs- und beweisbelastete Klägerin hat nicht nachgewiesen, dass ein Mangel des Mietobjektes, der
zu einer geltend gemachten Minderung des Mietzinses führen würde, nach dem Monat Juli 2016 noch vorlag. Die Beklagten haben entsprechend des zwischen den
Parteien vor dem Landgericht Lübeck zum dortigen Aktenzeichen 1 S 3/16 geschlossenen Vergleichs nach Durchführung von Sanierungsarbeiten der Klägerin Mess-
protokolle zur Verfügung gestellt. Die Beklagten haben mit Schriftsatz vom 19.7.2016 eine Ergebnismitteilung des Dr. N… vom 2.6.2016, eine Ergebnismitteilung des
Herrn Dr. N… vom 21.6.2016 sowie eine Bestätigung des Sanierungserfolges durch den Asbest-Sachverständigen Dr. N… vom 11.7.2016 vorgelegt. Insofern kann
sich die Klägerin im Hinblick auf nach diesem Zeitraum geltend gemachte Minderung nicht mehr allein darauf berufen, im Keller des Mietobjektes seien asbesthaltige
Fasern freigesetzt worden. Die insofern darlegungs- und beweisbelastete Klägerin legt indes nicht dar, dass auch nach diesem Zeitpunkt infolge der Freisetzung von
Asbestfasern die Gebrauchstauglichkeit des Mietobjektes beeinträchtigt war. Soweit sich die Klägerin darauf beschränkt, vorzutragen, die Miete sei so lange nicht ge-
schuldet, bis die Beklagten die Räume in entsprechender Form freigegeben hätten, bis heute liege keine Freigabeerklärung nach Sanierungsarbeiten vor, ist dies
nicht geeignet, Umstände zu begründen, die geeignet wären, zu einer Minderung des Mietzinses zu führen.

Den Beklagten als Gesamtgläubiger steht gegenüber der Klägerin auch ein Anspruch auf Zahlung von 2.960,00 € hinsichtlich des Mietzinses für die Monate August
2016, September 2016, Oktober 2016 und November 2016 zu. Dieser Anspruch folgt aus § 535 Abs. 1 BGB i.V.mit dem zwischen den Parteien geschlossenen Miet-
vertrag.

Zwischen den Parteien ist unstreitig geblieben, dass die Klägerin für den geltend gemachten Zeitraum Mietzinsen nicht gezahlt hat.

Die Miete war nicht gemindert. Hinsichtlich des Zeitraumes ab August 2016 hat die insofern darlegungs- und beweisbelastete Klägerin Umstände, die einen Mangel
des Mietobjektes begründen könnten, nicht dargelegt. Insofern wird auf die obigen Ausführungen Bezug genommen.

Soweit die Beklagten als Gesamtgläubiger darüber hinaus Mietzinsansprüche geltend machen für den Zeitraum bis Juli 2016 steht ihnen der geltend gemachte An-
spruch nicht zu. Hinsichtlich dieses Zeitraums ist zwischen den Parteien unstreitig geblieben, dass im Keller des Mietobjekts Asbestfasern freigesetzt wurden. Dies
führt aufgrund der Gefährlichkeit zu einer Aufhebung der Gebrauchstauglichkeit des Mietobjekts. Auf die obigen Ausführungen wird insofern Bezug genommen.

Der insofern geltend gemachte Zinsanspruch steht den Beklagten als Gesamtgläubigern in dem sich aus dem Tenor ergebenden Umfang unter dem Gesichtspunkt
des Verzuges zu.

Der insofern geltend gemachte Anspruch auf Erstattung vorgerichtlich angefallener Rechtsanwaltskosten steht den Beklagten als Gesamtgläubigern gegenüber der
Klägerin zu 1.) unter dem Gesichtspunkt des Verzuges gem. §§ 280, 286 BGB zu.

Soweit nach dem Schluss der mündlichen Verhandlung Schriftsätze nachgereicht wurden, waren diese nicht zu berücksichtigen, soweit sie anderes als bloße Rechts-
ausführungen enthalten. Ein Grund zur Wiedereröffnung der mündlichen Verhandlung ist nicht gegeben.

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 92, 101 ZPO.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf 708 Nr. 7, 709, 711 ZPO.
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